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DieSteuerermässigungenunddie Gesetzesvorlageüberdie neueNahrungs-¬
oder GenussmittalabgabeimFinanzausschuss .

Der Finanzausschuss hat heute jene sechs Gesetzentwürfe bera¬ten ,die mit der Abgabenteilung in Zusammenhang stehen .Die Geltung der Ge¬
setze über die Einhebung der Wasserknaftabgabe und derBodenwertabgabe
von verbautemGrundwird bis 31 .Dezember1935verlängert .EinAntragde s Stadtrætes Kunschak ,die Wasserkraftabgabe überhaupt aufzuhehen ,blieb

in der Minderheit .Es wurdenferner die am31 .Dezember1930abgelaufenen
gesetzlichen Ermüssigungender Fürsorgeabgabe ,LustbarkeitsabgabeKraft - ¬
wagenabgabe und Ankündigungsabgabe gleichfalls bis 31 .Dezember 1935 ver - ¬
längert .Ein Antragdes GemeinderatesStöger ,Filmeösterreichischer
Provenienzundalle Lehr -undKulturfilmevollkommenabgabefreizulassen ,wurde abgelehnt .Stadtrat Breitner verwies darauf ,dass die Finanzlage
der GemeindeWienjetzt überhaupt keinerlei neueSteuerbegünstigungenzulasse ;überdies sei es grundsätzlich unmöglich ,auf demWegeeiner Steu - ¬
er eine Art Zensurzu üben .Ebensowurdeein Antragdes GemeinderatsBinderbei Einzelfesten die Stouerbemessungnicht mehrnach der Endstundevoroder nach2 Uhrfrüh zu unterscheiden ,als den Ertrag derLustbarkeits¬
abgabe beeinträchtigend ,abgelehnt .Bei der Anzeigenabgabe soll die bis - ¬
herigeAbgabepflichtfür Stellengesuchevon5 auf 4 Prozentermässigtwerdeumdadurchdie Handhabezu bieten ,dass die AnzeigenabgabedurcheinenBeschlussdes Rationalrates trotz der bchauptetenGleichartigkeitmit
der Warenumsatzsteuerbis 31 .Dezember1935gutgeheissenwerde .BeiderFremdenzimmerabgabe handelt es sich gleichfalls darum ,durch eine neuc

Konstruktioneine AnfechtungwegenVerfassungswidrigkeitauszuschlicssen .
Es wird dies dadurcherreicht ,dass aus der Bemessungsgrundlage20Prozentausgeschieden werden ,die allenfalls als Nebenleistungen derWarenumsatzsteuerunterliegenkönnten ,währendbekanntlichdieVermietungvon Wohnräumenselbst der Warenumsatzsteuernicht unterworfenist .UmdenErtrag nicht zu schmälern ,wird gleichzeitig der Abgabesatzvon 1oauf
12 ' 5Prozent erhöht .Stadtrat Kunschakverwiesdemgegenüberdarauf ,dass
sdne Partei ,die schonbei der Budgetberatungden AntragaufAbschaffungder Fremdenzimmerabgabegestellt habe ,auf diesemgrundsätzlichenStand¬punkt beharren müsse .Bei demgegenwärtigenAnlassaber sollten trotz
der Ausscheidungeines Teiles des Entgeltes aus derBemessungsgrundlagedie bisherigenAbgabesätzeverbleiben ,umdadurchdenHotels ,PensionenundSanatorienimInteressedesFremdenverkehrseine Ermüssigungzuzubilli¬gen .Dieser Antrag wurdeabgelehnt ,hingegen aber ein AntragKunschak ,
wonachdie Zusatzabgabeje nach demGradeund der Anzahlder fürdieAbgabepflicht massgebendenMerkmaleabzustufen sei ,angenommen.

Zu einer eingchenden Erörterung gab das neue Gesetz über die
Nahrungs-oderGenussmittalabgabeAnlass .StadtratBreitnerlogtedar ,dassdie Gemeindeselbstverständlich ein Interesse daran habe ,dass diekünf¬
tig geltende Skala ,soweit es nur irgendwie möglich sei ,gebotenensozialen
RücksichtenRechnungtrage ;dieGemeindesei jedochinsoferneuninteressiert,weil jeder Mehrertragüber 10 ' 6Millionen Schilling hinaus denSteuerträ¬
gernzurückerstattet;jederMinderertragabervondenSteuerträgernnach-,gezahlt werdenmüsse .Nichtsdestowenigermüssefestgestellt werden ,dassmit der grösstenObjektivität vorgegangenwordensei .Allerdingsseies
ganz unmöglich ,wie die fortdauernden Proteste und WünschederInteressen¬tengruppenes bekunden ,Abgabesätzezu konstruieren ,die nicht dochMiss- ¬vergnügen hervorrufen .Die statistischen Unterlagen zur Errechnung des Ab¬
gabeertrages habe das Bundesministerium für Finanzon auf Grund der Er¬trägnisse der Warenumsatzsteuerermittelt .Eine MöglichkeitzurNachprü¬fungsei demMagistratnicht geboten .Sicherabersei ,dassdieSkale
als sehr knappbemessenangeschenwerdenmuss ,weil eine ReservefüreinenKonsumrückgangnicht vorgesehenist .Bei densogenanntenex legeBetric -¬ben seien die Buschenschenken ,auch mit Musikbetrieb ,ausgereiht worden ,
ebenso die Heurigenschckken ,soferne sie keine Musik haben ;bei denKonzert¬
kaffees undKonzertrestaurantserfolge eine ErmässigungderAbgabensätzevon1o auf 9 Prozent ,währenddie Automatenbuffetsals neuelOprozentigeKategoriehinzukommen .DemdringendenVerlangen ,eine weitergehendeBegüns-¬tigung ,als sie vorgeschensei ,für dieGastwirtezuschaffen ,soll inderForm entsprochen werden ,dass ein sich ergebender Ueberschuss über die
10 ' 6MillionenSchilling hinausausschliesslich dieser Kategoriezugutekommenundauchdie künftiggeltendeSkalanurbei der einenKategorieder Gastwirte eine Herabsetzungerfahrensoll .

StadtratKunschakführtefolgendesaus :Esseovollkommenun¬verständlich ,dass bei eimem Steuerertrag von 17 Millionen Schilling im

Jahre1929undeiner so weitgehendenVergrösserungdesKreisesderAbga-¬bepflichtigenes unmöglichsein solle ,jene Erlcichterungenzugewähren,die er vorgeschlagenhabe .Diesebstchendarin ,dass für dieKonzertlokaleeine Abstufung des Abgabesatzes vorgeschlagen werde ,die von denersten6000 Schilling monatlicher Bemessungsgrundlage 3 Prozent ausmacht und in all¬

mählichemAufsteigenbei einer Bemessungsgrundlagevon30 . 000Schillingmit 8 Prozent endet .Bei den Gast - undSpeisewirten beantragte Stadtrat
Kunschakeine Skale ,wonachder Umsatzzwischen4000und6000SchillingblosseinemhalbenProzentunterliegenunddannfürvweitere1000Schillingdie Abgabeumje ein halbes Prozent steigen ,keincsfalls aber mehrals
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5 Prozent Effektivzahlung von der monazlichanGesamtbemessungsgrundlage
ausmachen soll .Eine weitere Begünstigung beantragte Stadtrat Kunschakfür jenc Betriebe ( Saisonbetricbe ) ,in denen der Umsatz in bestimmten

regelmässig wiederkehrenden ,mindestons 3 Monate andauernden Perioden
des Jahres derart ansteigt dass er jenen der vorausgegangenen oder an¬
schliessenden gleichen Zahl von Monaten um mindestons 50 Prozont über - ¬
steigt .In solchen Fällen solle der Monatsumsatz nach dem Jahresdurch¬
schnitt gerechnet werden .Ein anderer Antrag ,der übri gons in der gleichen
Weise auch bei der Fremdenzimmerabgabegestellt wurde ,ging dahin ,dass
im Falle einer amtlichen Bemessung neben den Sachverständigen auchdie
betroffonde Genossenschaft gehört worden solle .Ferner beantragte Stadtrat
Kunschak ,dass die Beschwerden gegen die im Jänner 1931vorgenommenen
Einreihungen der Erledigung zuzuführen seien .Schlies slich beantragte
Stadtrat Kunschak ,dass der Verkauf von Warenan Wiederverkäufer nicht der
Abgabe unterliegen solle .Im weiteren Verlaufe seiner Ausführungen er - ¬
klärte Stadtrat Kunschak ,dass ihm Fälle bekannt geworden seien ,in denen
Abgabepflichtige ,die bisher ausserordentlich niedrig pauschaliert gewesen
seien ,jotzt ein Mehrfaches der bisherigen Stouer werden zahlen müssen .
Solche Pauschalierungen ,die mit dem Umsatz in gar keinem Einklang stünden ,

können nur durch einen Missbrauch erfolgt sein ;es sei daher zuverstchen ,
wenndadurch jetzt bei einer Anzahl von Steuerträgern eine ausscrordent - ¬
lich grosse Misstimmungentstonden sei .Aus diesem Grunde müsse o auchden

Antrag stellen ,dass künftighin Pauschalierungen der Genchmigung des Finanz
ausschusses bedürfen .

Stadtrat Breitner erwiderte ,dass es vor allem unzutroffond sei ,
vom Ertrag des Jahres 1929 auszugehen und daraus seine Schlüsse zuziehen .
Im Jahre 1930 habe die Nahrungs -oder Genussmittelabgabe nicht mehr17
Millionen ,sondern nur mehr 12 ' 25Millionen Schilling gebracht .DerGrund
liege darin ,dass vom1 .Jänner 1930 an eine 20prozentigeErmässigung
eingetreten sei ,die vor allem schon ' 4Millionen Schilling von den17
Millionen Schilling des Jahres 1929 ausmache .Darüber hinaus sei imZusam¬
menhang mit der schlechten Wirtschaftslage ein Konsumrückgang zuverzeich¬
nen gewesen ,der durchschnittlich 10 Prozent ausmache .Der Vorwurf dass
der Magistrat gewaltige Summendurch zu niedrige Pauschalierungen förmlich
verschenkt habe ,könne bei der bekannt strengen Praxis doch nicht ernsthaft
crhoben werden .Ueberdies sei jede einzelne Pauschalierung in dem vonderbetreffenden Genossenschaft eingesetzten Sechserausschuss beraten und ein¬
stimmig dem Magistrat anempfohlen worden . ,Darüber liegen selbstverständ - ¬
lich genaue Protokolle vor und es könne für jedwede beanständete Pau¬
schalierung der Nachweis erbracht werden ,dass sio die Billigung eines
Sechserausschusses gefunden habe .Hingegen sei es doch ganzunmöglich ,
dass der Finanzausschuss in die Verwaltung eingreife und für die Pauscha¬

liorunge tausender Betriebe die Verantwortung übernehme .Der Magistrat
werde jödoch bei den bevorstehenden Pauschalierungen das Einvernchmenmit
jener Abteilung des Finanzministeriums suchen ,die die Warenumsatzsteuer
führt und Einblick in die Verhältnisse der Betriebe hat .Wennmanin Be¬
tracht zicht ,dass künftighin die Delikatessenhändler und Solcher ,dieimJahre 1930 noch etwa 1,000 . 000Schilling Steuer ablieferten ,künf - ¬ere

tighin abgabefroi . .zeige sich schon ,dass die neue Skala für eine
ganze Roihe von abgabepflichtigen Betrieben Mehrleistungen bringenmüsse ,
zumal die Ermässigung für die höchsteingereihten Gast -undKaffechäuser
und Zuckerbäcker mehr als 50 Prozent ausmache .Die vomFinanzministerium
angestellte Berechnung habe ergeben ,dass die von Stadtrat Kuhschakbe¬
antragte Abänderungder Skala für die Gastwirte einen Minderertrag von
1 Million Schilling bedate .Dadurch würde von vorneherein die Notwendig- ¬keit von Nachzahlungen sich ergeben ,weshalb der Antrag nicht angenommen
werden könne .Auch die Berüsksichtigung der Saisonbetriebe ,die ja in der
schwachen Zeit ihre Regien ausserordentlich vermindern können ,sei nicht
annchmbar ,zumal die finanzielle Auswirkung überhaupt nicht errechenbar
sei .Stadtrat Breitner empfahl ,einen Antrag des Stadtrates Kunschak ,wo¬
nach der Verkauf an Wiederverkäufer ,wie dies schon der bisherigen Praxis
des Magistrates entsprach ,abgabefrei sein soll ,zur Annahme .Dieübri¬
gen Anträge der Minderheit wurden abgelehnt .Der Antrag desMagistrates ,
wonachallfällige Ueberschüsse im ersten Abgabejahr und eino sich darausergebende Möglichkeit der Verbesserung der Skala ausschliesslich den Gast¬

wirten zugute kommensolly wurdeangenommen .Stadtrat Kunschakmeldete
alle vonihmgestellten jedoch nicht angenommenenAnträgealsMinderheits-¬anträge an .
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